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Eine halbierte Witwenrente

Versicherungsrechtliche Folgen einer Gattentötung
Wer den eigenen Gatten umbringt, hat

unabhängig von der ihm auferlegten Strafe keinen

Anspruch auf eine Hinterlassenenrente der

AHV. Wie ein neues Urteil des EVG zeigt, können

jedoch die besonderen Umstände eines

Einzelfalles eine andere Lösunggebieten.

Das Eidgenössische Versicherungsgericht

(EVG) hat einer Frau Anspruch auf
eine halbe Witwenrente der AHV
zugesprochen, obwohl sie ihren Gatten
eigenhändig erschossen hat. Ausschlaggebend
war der Umstand, dass die Frau ihren
despotischen Ehemann nach jahrelang
ertragenem Martyrium in grösster
Verzweiflung umgebracht hatte. Die
zuständigen Strafrichter billigten der Frau
denn auch zu, dass sie sich in einer
Notstandssituation wähnte, und verurteilten
sie lediglich zu einer bedingten
Gefängnisstrafe von 18 Monaten wegen
Totschlags. Ein erstes strengeres Urteil war
vom Bundesgericht aufgehoben worden.

Die zuständige Ausgleichskasse und
das Walliser Kantonsgericht hatten sich
aufArtikel 18 des AHV-Gesetzes berufen
und jeden Anspruch auf eine Witwenrente

verneint, weil die Versicherte den
Tod ihres Mannes «bei Ausübung eines
Verbrechens» selber verursacht habe.
Die Betroffene gelangte ans EVG und
bestand auf der Ausrichtung einer um
die Hälfte gekürzten Rente. Das Bundesamt

für Sozialversicherung (BSV) ging in
der Folge noch weiter und beantragte,
der Witwe eine ungekürzte Rente zu
gewähren. Dabei berief sich das Amt auf
seine eigene Praxis als Aufsichtsbehörde,
wonach in solchen Fällen eine Rente so¬

lange suspendiert wird, als der Empfänger

wegen der fraglichen Tat eine
Freiheitsstrafe abzusitzen hat. Gemäss dieser
Praxis hätte die lediglich zu einer
bedingten Gefängnisstrafe verurteilte Witwe

ungeschmälerten Anspruch auf eine
Rente, doch will das EVG den vom BSV

geschaffenen Konnex zwischen Strafvollzug

und Rentenanspruch nicht akzeptieren.

Laut dem Grundsatzurteil aus Luzern
soll der Entzug oder die Kürzung von
Versicherungsleistungen verhindern,
dass die Gemeinschaft der Versicherten
für Schäden aufzukommen hat, die sich
vermeiden Hessen. Sobald die Voraussetzungen

dafür erfüllt sind, muss daher
eine solche Massnahme verfügt werden.
Auch der Totschlag (ein in entschuldbarer

heftiger Gemütsbewegung begangener

Tötungsakt) rechtfertigt aus Sicht
des EVG einen vollständigen Entzug der
Witwenrente, sofern der Täter
zurechnungsfähig war und weder Notwehr
noch Notstand geltend machen kann.
Dies stimmt mit dem Grundsatz überein,
wonach eine Versicherung nicht für
ein Ereignis aufkommen muss, dass der
Empfänger der Versicherungsleistungen
allein verschuldet hat. Dennoch gelangten

die fünf urteilenden Bundesrichter
im konkret beurteilten Fall nach einer
mündlichen Beratung ihres Urteils zum
Schluss, dass der Frau in Würdigung
aller Umstände eine halbe Witwenrente
zugesprochen werden müsse.

Markus Felber

(Urteil H 27/98 vom 16.3.99)
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